
Nachschlagewerk: ja
BGHZ; nein

NATO-Truppenstatut Art« VIII Abs0 8; Zusatzab­
kommen zum NATO-Truppenstatut Art» 41 Abs» 11

Erklärt der Entsendestaat auf die Anfrage der deutschen 
Behörde, eine Beteiligung der Truppe an dem schädigen­
den Ereignis könne nicht festgestellt werden, dann bin­
det diese Erklärung die deutschen Behörden und Gerichte» 
Sie macht eine Schadensersatzklage gegen die in Prozeß­
standschaft für den Entsendestaat handelnde Bundesrepu­
blik nicht unzulässig, steht aber einem Erfolg der Klage 
entgegeno Gelangt das Gericht bei seiner Prüfung zu der 
Ansicht, daß Umstände vorliegen, die zu einer vom In­
halt der Erklärung abweichenden Beurteilung führen kön­
nen, dann ist der in Art» VIII Abs. 8 NTS, Art» 41 Abs»ii ZA vorgesenene weg (neue Erortez’ung, no uaSjlxs aux höherer Ebene, Anrufung eines Schiedsrichters) zu be 
schreiten»

BGH, Urt.v. 14. März 1968 - III ZR 170/67 - OLG BambergI»G Würzburg
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs bat 
auf die mündliche Verhandlung vom 19° Februar 1968 
unter Mitwirkung des Senatspräsidenten Dr ° Pagendarm 
sowie der Bundesrichter Dro Kreft, Dro Arndts Gäht- 
gens und Keßler

für Hecht, erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das 
Urteil des 5o Zivilsenats des Oberlandes­
gerichts Bamberg vom 14° Juli 1967 aufge­
hoben o
Die Sache wird zu anderweiter Verhandlung 
und .Entscheidung, auch über die Kosten der 
Revision, an das Berufungsgericht zurück­
verwiesen »

Von Rechts wegen

Tatbestands

Mit einem am 13° Januar 1965 beim Amt für Ver­
teidigungslasten eingegangenen Schriftsatz verlangte 
der Kläger Schadensersatz, weil am 28° Dezember 1964 
sein Lastkraftwagen von einem Lastkraftwagen der ame^ 
rikanischen Stroitkräfte gestreift und erheblich be­
schädigt worden sei° Das Amt lehnte mit Bescheid vom 
8° Oktober 1965 jede Ersatzleistung ab, da die zu­
ständige amerikanische Dienststelle die nach Art° 41 
Abs o 11 dos Zusatzabkommens zum HAIO-Truppenstatut
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(vom 3* August 1959 - BGBl 1961 IX 1218 - im folgen­
den ZA) erforderliche Bescheinigung mit der Begrün­
dung nicht erteilt habe, daß die ü»So-Streitkräfte am 
Unfall nicht beteiligt seien-, und weil diese Dienst­
stelle auch nach Übersendung einer Abschrift der Aus­
sage des beim Kläger beschäftigten Kraftfahrers Groh- 
mann erklärt habe, sie halte an ihrem Standpunkt fest«

Mit der am 7« Dezember 1965 bei Gericht eingegan­
genen und am 3« Januar 1966 zugestellten Klage fordert 
der Kläger Ersatz seines Sachschadens und Nutzungsaus­
falls o Er trägt vor, sein auf einem Parkplatz der Au­
tobahn bei Marktbeidenfeld/Ufro ordnungsgemäß gepark­
ter Wagen sei nachts von einem amerikanischen Last­
kraftwagen gestreift worden, der nur kurz angehalten 
habe und dann weitergefahren sei« Es könne kein Zwei­
fel daran bestehen, daß es sich um ein Fahrzeug der 
amerikanischen Streitkräfte gehandelt habet es sei 
ein fünfzackiger Stern aufgemalt gewesen; im Führer­
haus habe ein farbiger Soldat gesessen* Der Fahrer 
und der Beifahrer des Klägers hätten sofort mit dem 
beschädigten Lastkraftwagen die Verfolgung aufgenom­
men, den amerikanischen Lastkraftwagen aber nicht mehr 
einholen können* Im Scheinwerferlicht hätten sie auf 
der verschmutzten Rückwand des U*S*-Fahrzeugs das 
Kennzeichen festgestellt * Es sei aber möglich, daß 
das Kennzeichen nicht richtig abgelesen worden sei*

Der Kläger hat beantragt, die Beklagte zu ver­
urteilen, 2*426,72 DM nebst Zinsen zu zahlen*

Die Beklagte hat gebeten, die Klage abzuweisen 
und macht geltends Die Klage sei unzulässig, weil
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die U*S*~Streitkräfte die gemäß Art* 41 Abs* 11 ZA er­
forderliche Bescheinigung nicht ausgestellt hätten*
Bas vom Kläger angegebene Kennzeichen oder eine ähn­
liche Folge von Zahlen und Buchstaben werde von den 
U *S*-Streitkräften nicht geführt*

Bas Bandgericht hat die beiden Kraftfahrer als 
Zeugen vernommen und die Beklagte verurteilt, für die 
Vereinigten Staaten von Amerika an den- Kläger 2*158,72 
BM nebst Zinsen zu zahlen* Im übrigen hat es die Kla­
ge abgewiesen *

Bie Berufung der Beklagten ist erfolglos geblie­
ben* Mit ihrer zugelassenen Revision verfolgt sie ih­
ren Klageabweisungsantrag weiter* Ber Kläger bittet? 
das Rechtsmittel zurückzuweisen*

I o

Bas Berufungsgericht hält wie das Bandgericht 
für erwiesen? daß ein Bastkraftwagen der amerikani^ 
sehen Streitkräfte das Fahrzeug des Klägers beschä­
digt hat * Banach ist diesem ein gegen die Beklagte in 
ihrer Eigenschaft als Aufnahmestaat geltend zu machen- 
der Schadensersatzanspruch erwachsen (Art* VIII Abs*
5 des N AT0~Truppenstatuts vom 19° Juni 1951 (BGBl 
1961 11 1190) ~ im folgenden NTS Art* 41 Abs* 1 
ZA; Art* 6 ff des Ausführungsgesetzes zum NATO-Trup­
penstatut vom 18* August 1961 (BGBl II 1183) iVm § 7 
StVG)*
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Im Revisionsverfahren streiten die Parteien in er­
ster Linie darüber, ob der Klage stattgegeben werden 
durfte, obwohl die zuständige amerikanische Dienststel­
le die in Arto 41 AbSo 11 a ZA vorgesehene Bescheini­
gung nicht abgegeben bate Nach dieser Bestimmung stellt 
die Truppe - ausgenommen die Fälle, in denen nach Füh­
lungnahme mit den in Betracht kommenden Truppen nicht 
festgestellt werden kann, welche von ihnen für Verlust 
oder Schaden verantwortlich ist - Bescheinigungen über 
die in Art<> VIII AbSo 8 NTS genannten Fragen aus, dohu 
darüber, ob eine zum Schadensersatz verpflichtende Hand­
lung oder Unterlassung eines Mitglieds einer Truppe oder 
eines zivilen Gefolges in Ausübung des Dienstes began­
gen worden ist, oder ob die Benutzung eines Fahrzeuges 
der Streitkräfte eines Entsendestaates unbefugt waro 
Auf Ersuchen der deutschen Behörden überprüft die Trup­
pe diese Bescheinigungen, falls eine deutsche Behörde 
oder ein deutsches Gericht bei der Prüfung des Entschä­
digungsantrags zu der Ansicht gelangt, daß Umstände vor­
liegen, die zu einer vom Inhalt der Bescheinigung ab­
weichenden Beurteilung der Frage führen können ‘'Art*
41 AbSo 11 a So 2 Zti)* Bleibt eine Meinungsverschieden­
heit bestehen, die nicht in weiteren, zwischen den Par­
teien auf höherer Ebene geführten Erörterungen besei­
tigt werden kann, entscheidet ein Schiedsrichter (Art*
41 AbSo 11 b ZA; Art» VIII AbSo 8 NTS)o Die deutschen 
Behörden und Gerichte treffen ihre Entscheidung im Ein­
klang mit der Bescheinigung oder gegebenenfalls mit der 
Entscheidung des Schiedsrichters (Art* 41 Abso 11 c ZA)o

Das Berufungsgericht hat seine Entscheidung wie 
folgt begründet: Mit dem in Art* 41 Abs<> 11 a ZA ge-
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brauchten Worte "Truppen” sei nicht gesagt? daß die 
Bescheinigung nur dann entfalle? wenn alle Entsende- 
Staaten oder zumindest zwei derselben als Verantwort­
liche für den Schaden in Betracht kommen könnten,. Die 
Ausnahme greife vielmehr auch dann Platz? wenn nur 
bei einer Truppe der Verdacht der Täterschaft beste­
he; denn dann zähle eben nur diese zu den "in Betracht 
kommenden Truppen"« Eine andere Auslegung sei mit dem , 
Wortlaut und auch dem Sinn der Vorschrift nicht ver­
einbar o Um eine Entscheidung darüber treffen zu kön­
nen? ob eine Handlung dienstlicher oder nicht dienst­
licher Natur gewesen sei? müsse notwendigerweise der 
Schadenshergang aufgeklärt seine Es könne daher? wenn 
nach den Ermittlungen der Truppe des Verteidigungsla­
stenamtes fraglich sei? ob eine Truppe an einem Scha­
den beteiligt gewesen sei, praktisch kein Zeugnis dar­
über ausgestellt werden, ob eine dienstliche Handlung 
vorliegeo Nach dem Sinn des Art« 41 Abs« 11 a ZA sol­
le deshalb in solchen Fällen grundsätzlich die Beschei­
nigung gemäß Arto VIII Abs» 8 NTS entfallen? ganz gleich­
gültig? ob mehrere oder nur eine Truppe in Frage stehe»
Es sei auch nicht einzusehen? warum in dem Fall? wo 
nur eine Truppe als Verantwortlicher in Betracht kom­
me? die Bescheinigung nicht entfallen solle? während 
sie dann? wenn zwei Truppen der Entsendestaaten als 
Verantwortliche denkbar seien, nicht nötig sein solle»
Es könne daher kein Zweifel darüber bestehen? daß die 
Bescheinigung gemäß Art« VIII Abs» 8 NTS im gegebenen 
Falle nicht erforderlich sei« Die gleiche Auffassung 
teilten ersichtlich auch Rieger? Stationierungsscha­
denrecht, Rdz 49 zu Art« 41 ZA und Rdz 41 zu Art« VIII 
Abs« 5 NTS? sowie Palandt? Anm» 1 zu Art« 41 ZA und 
Ahm« 1 zu Art® VIII Abs« 8 NT8»
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Die Meinung der Beklagten, daß Art» I Abs* 1 a 
NTS zu einer anderen Auslegung zwinge, teile der Se­
nat schon'deshalb nicht, weil diese Vorschrift ledig­
lich den Begriff "Truppe” definiere* Auf diese Defini­
tion, insbesondere darauf, was im einzelnen zu einer 
'‘Truppe” gehöre, komme es hier aber gar nicht an * Als 
Ergebnis sei somit festzuhalten, daß die in Art* VIII 
Abs» 8 NTS genannte Bescheinigung hier nicht notwendig 
gewesen sei* Es könne somit nicht gesagt werden, daß 
eine Verfahrens- oder Prozeßvoraussetzung im gegebenen 
Pall gefehlt habe* Bas Landgericht habe daher sachlich 
entscheiden dürfen* Die Bescheinigung der zuständigen 
amerikanischen Dienststelle, daß die ü=S»-Streitkräf- 
te an dem Schadensfall nicht beteiligt gewesen seien, 
sei der Entscheidung des Landgerichts in keiner Weise 
entgegengestanden; denn nach dem NATO-Truppenstatut 
gebe es keine Bescheinigung der Truppendienststelle 
darüber, ob eine Handlung oder Unterlassung der Streit­
kräfte Vorgelegen,habe* Bas Landgericht habe daher Uber 
diese Präge frei befinden können (vgl» Palandt, Anm* 1 
zu Art* VIII Abs* 8 NTS)*

II*

Bern kann nicht gefolgt werden* Wie der Revision 
einzuräumen ist, muß in Art* 41 Abs * 11 a 2A der Aus­
druck ”Truppe” nicht als Truppenteil, sondern als die 
Gesamtheit der Truppen eines Entsendestaates verstan­
den werden* Dafür spricht einmal die Definition des 
Begriffes "Truppe” in Art* I Abs* 1 a NTS, wonach sie 
das zu den Land-, See- und Luftstreitkräften gehören­
de Personal einer Vertragspartei darstellt» Bas Gegen-



teil ergibt sieb nicht, wie die Beklagte in der Revi­
sionserwiderung vorträgt, aus dem Unterzeichnungsproto­
koll zu Arte I NTS (BGBl 1961 II 1315)<, Nach Abs* 1 aaO 
betrachtet die Bundesrepublik im Hinblick auf die Be­
griffsbestimmung einer “Truppe" das NATO-Truppenstatut 
und das Zusatzabkommen auch auf solche Streitkräfte ei­
nes JSntsendestaates als anwendbar, die sich auf Grund 
gewisser vertraglicher Bestimmungen vorübergehend im 
Bundesgebiet auf halten „ Nach Abs<> 4 aaO sind gewisse 
namentlich aufgeführte Organisationen und Stellen mit 
haushaltrechtlichem Sondervermögen "Bestandteil der 
amerikanischen Truppe" <> Hier ist der Begriff "Truppe" 
also ebenfalls als Saimnelbegriff für die Streitkräfte 
eines Entsendestaates verwendete Allerdings können 
nach Art * I Abs 0 1 a 2» Halbsatz NTS die beteiligten 
Vertragsparteien vereinbaren, daß gewisse Personen, 
Einheiten oder Verbände nicht als eine "Truppe" im 
Sinne dieses Abkommens oder als deren Bestandteil an­
zusehen sind; dementsprechend werden nach Abs» 2 des 
Unterzeichnungsprotokolls zu Arto I Abs* 1 a NTS Mili­
tärattaches eines Entsendestaates in der Bundesrepu­
blik, die Mitglieder ihrer Stäbe und gewisse andere 
Militärpersonen nicht als eine "Truppe" oder deren 
Bestandteil angesehene Daraus kann aber allenfalls 
entnommen werden, daß der Begriff "Truppe" in den um­
fangreichen und verwickelten Bestimmungen über die 
Truppenschäden nicht stets streng in dem Sinne ange­
wendet wird, daß er die Gesamtheit der Streitkräfte 
eines Entsendestaates bezeichnet, sondern daß darun­
ter möglicherweise auch einmal ein Truppenteil ver­
standen werden kann«
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Dafür, daß in Art«, 41 AbSo 11 a ZA unter ’‘Truppe” 
nicht ein Truppenteil verstanden wird, spricht weiter 
die Tatsache, daß die nach Art» 41 Abs» 11 ä ZA von der 
Truppe auszustellende Bescheinigung nicht von dem betei­
ligten Truppenteil, sondern flir die Streitkräfte jedes 
Bntsendestaates von besonderen, zentralen Dienststellen 
erteilt wird, hier durch das United States claims office 
in Mannheimo Das ist in den Verwaltungsvereinbarungen 
vorgesehen, durch die gemäß Art» 41 Abs> 13 ZA Einzel­
heiten des Verfahrens geregelt .worden sind«, So war auch 
bereits zur Zeit der Geltung des Finanzvertrages ver­
fahren worden und es kann unbedenklich angenommen wer­
den, daß bei der Abfassung des Zusatzabkommens die Ver­
tragschließender: von dieser Sachlage ausgegangen sind, 
also davon, daß die Bescheinigungen nicht vom einzelnen 
beteiligten Truppenteil, sondern von einer zentralen 
Dienststelle /erteilt werclen, die für alle Streitkräfte 
eines Entsendestaates zuständig ist, die sich im Bun­
desgebiet oder in bestimmten Teilen desselben befinden«.

Zu bedenken ist weiter: Grundsätzlich ist nach 
Art«, 41 Abs«, 11 a ZA eine Bescheinigung der Truppe er­
forderlich, wenn Ansprüche aus einem Truppenschaden ab­
gegolten werden sollen«, Die Ausnahmebestimmung, nach 
der dieses Erfordernis entfällt, nämlich dann, wenn 
nach Fühlungnahme mit den in Betracht kommenden Trup­
pen nicht festgestellt werden kann, weiche von ihnen 
für den Verlust oder Schaden verantwortlich ist, muß 
nach allgemein anerkannter Hegel eng ausgelegt werden <> 
Wenn ein Truppenschaden vorliegt, aber nicht festge­
stellt werden kann, welchem Staat die Streitkräfte an­
gehören, die ihn verursacht haben, dann ist es für kei-



nen der in Betracht kommenden Entsendestaaten möglich, 
eine positive Bescheinigung des in Art» VIII Abs* 8 NTS 
vorgesehenen Inhalts auszustellen* Deshalb ist für die­
sen Fall eine Bescheinigung als nicht erforderlich er­
klärt und in Art» VIII Abs* 5 e unter Abs* iii NTS ei­
ne besondere Bestimmung über die Verteilung des Scha­
dens im Verhältnis zwischen den Staaten, deren Streit
kräfte als Beteiligte in Betracht kommen, und dem Auf­
nahmestaat getroffen worden* Kommen aber nur die Streit 
kräfte eines Entsendestaates in Betracht, dann kann für 
diesen das Recht, über die in Art * VIII Abs* 8 NTS ge­
nannten Fragen eine - positive oder negative - Beschei­
nigung auszustellen, nicht deshalb entfallen, weil die
beteiligten Personen und Fahrzeuge nicht festgestellt 
werden können* Das schließt die Beantwortung dieser 
Fragen nicht schlechthin aus, denn möglicherweise wird 
wenigstens feststellbar sein, welche Verbände oder Tei­
le von solchen sich zur fraglichen Zeit in der Gegend 
des Schadensereignisses befunden haben und aus welchen 
Gründen, z*B* wenn während eines Manövers ein Unfall 
von einem unbekannt gebliebenen Fahrzeug verursacht 
wird; wenn nur Fahrzeuge eines Staates in Betracht kom­
men und keine Anhaltspunkte dafür vorliegen, daß der 
Schaden nicht in Ausübung des Dienstes verursacht wur­
de, oder daß die Benutzung des Fahrzeuges unbefugt war, 
wird auch in solchen Fällen eine positive Bescheini­
gung erteilt werden müssen*

Diese Möglichkeit entfällt allerdings, wenn der 
Entsendestaat zu dem Ergebnis gelangt, eine Beteili­
gung seiner Truppe am Scbadensereignis sei nicht fest­
zustellen» Daraus läßt sich aber nicht herleiten, daß 
in solchen Fällen eine Bescheinigung nicht erforder-



n  -

lieh sei« In den bereits angeführten Verwaltungsverein 
barungen ist die Möglichkeit vorgesehen (Ziff« 10 der 
Abkommen mit den Vereinigten Staaten und mit Großbri­
tannien? Ziff« 11 des Abkommens mit Frankreich, vgl« 
Auerbach, VersR 1965, 732, 733)? daß der von der deut­
schen Behörde gemäß Art o 41 Abs« 11 a ZA um die Ertei­
lung einer Bescheinigung ersuchte Entsendestaat er­
klärt? daß seines "Erachtens eine Beteiligung der Grup­
pe an dem schädigenden Ereignis nicht festgestellt wer­
den kanno Wenn den Verwaltungsvereinbarungen auch nicht 
Gesetzeskraft zukommt? so vermögen sie doch einen An­
haltspunkt dafür zu geben, von welchen Vorstellungen
beim Abschluß des Zusatzabkommens ausgegangen worden
ist« Bas ist um so eher anzunehmen, als Erklärungen die­
ses Inhalts auch schon im Geltungsbereich des Finanzver­
trages abgegeben worden waren (vgl» Urteil des erkennen­
den Senats vom 10« Bezember 1964 - XII ZR 91/64 r,Büsen~ 
jäger” - IM FV Nr« 39 - Warn 1964 Nr« 285 = VersR 1965, 
337 hinsichtlich der Erklärung der französischen Streit­
kräfte)« Offensichtlich kommt eine Erklärung des In­
halts? daß eine Beteiligung der Truppe nicht festge­
stellt werden könne? auch und gerade dann in Betracht, 
wenn sich ein bestimmter Truppenteil, bestimmte Trup­
penangehörige oder ein bestimmtes Fahrzeug der Truppe 
nicht als am Schadensereignis beteiligt feststellen 
lassen«

Gegen die Möglichkeit? eine solche Erklärung ab­
zugeben, läßt sich nichts daraus herleiten, daß die 
Bescheinigung nach Art« 41 Abs« 11 a ZA iVm Art« VIII 
Abs« 8 NTS die Fragen zu beantworten hat? ob eine zu 
Schadensersatz verpflichtende Handlung oder Unterlas­
sung eines Mitglieds einer Truppe oder eines zivilen
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Gefolges in Ausübung des Dienstes begangen worden ist, 
oder ob die Benutzung eines Fahrzeuges der Btreitkräf- 
te eines Entsendestaates unbefugt war. Wie der Senat 
für den Anwendungsbereich des Finanzvertrags ausge­
sprochen hat und wie infolge der insoweit gleichen La­
ge auch für den Anwendungsbereich des NATQ-T ruppensta- 
tuts anzunehmen ist, geht es bei den genannten Fragen 
um innere Angelegenheiten der Streitkräfte; über die­
se Interna ist den Streitkräften selbst die Entschei­
dung Vorbehalten und nicht den deutschen Gerichten 
eingeräumt (BGHZ 35, 185, 189; LM FV Nr«, 39 - bereits 
angeführt Urteil vom 4* Juli 1966 - III ZR 178/64); 
nur soweit Fragen zu entscheiden sind « die nicht un­
ter diesen Vorbehalt fallen, sind die deutschen Behör­
den und Gerichte frei und in ihrer Entscheidungsbefug­
nis nicht beschränkt» Die Frage, ob ein amerikanisches 
Fahrzeug an dem Unfall beteiligt war, ist allerdings 
kein Internum» Indessen setzt die Beantwortung der in 
Art » VIII Abs» 8 NTS genannten Fragen voraus, daß ei­
ne zum Schadensersatz verpflichtende Handlung oder 
Unterlassung eines Mitgliedes der Truppe oder des 
zivilen Gefolges oder Benutzung eines Kraftfahrzeu­
ges vorliegt; läßt sich eine Schadensursache der ge­
nannten Art überhaupt nicht feststellen, dann bleibt 
für die angeführten Fragen kein Raum» Der erkennen­
de Senat hat in seinem Urteil LM FV Nr» 39 für den 
Geltungsbereich des FinanzVertrages eine Bescheini­
gung der Truppe des Inhalts, daß nach ihren Ermitt­
lungen der Schaden '‘nicht durch ein Flugzeug ihrer 
Streitkräfte verursacht sei", für möglich (und die 
deutschen Gerichte bindend) angesehen» Allerdings 
war der Wortlaut der maßgebenden Bestimmungen (Art»



VIII Abs, 17 FVj § 3 des Anhangs B zum Finanzvertrag) 
insofern anders, als die Bescheinigung damals auch die 
Prägen zu beantworten hatte, ob eine "Tätigkeit der 
Streitkräfte" Vorgelegen habe. Im Ergebnis kann das 
aber keinen Unterschied machen, da die Grundlage für 
eine Erklärung Uber die Prägen des Art, VIII Abs, 8 
IIS entfällt, wenn die zuständige Dienststelle zu dem 
Ergebnis gelangt, eine Beteiligung der Streitkräfte ih 
res Landes am Schadensereignis lasse sich nicht fest- 
steilen.

Nach alledem ist davon auszugehen, daß auch im 
Geltungsbereich des NATO-Truppenstatuts für die Ent­
sendestaaten die legitime Möglichkeit besteht, auf das 
an sie gemäß Art, 41 Abs, 11 a ZA gerichtete Ersuchen 
der deutschen Behörde nicht die in Art, VIII Abs, 8 
NTS genannten Prägen unmittelbar zu beantworten, son­
dern eine Erklärung des Inhalts abzugeben, eine Betei­
ligung der Truppe am Schadensereignis sei nicht fest­
zustellen o

IIlo
Eine solche Erklärung hindert die deutschen Ge­

richte, Schadensersatzanspruche aus behaupteten Trup­
penschäden zuzusprechen, wenn nicht der erörterte und 
hier unstreitig nicht gegebene Ausnahmefall vorliegt, 
daß Streitkräfte verschiedener Staaten als verantwort­
lich in Betracht kommen und nicht festgestellt werden 
kann, wer verantwortlich ist. Wie auch in den Verwal­
tungsvereinbarungen (Ziff, 11 der mit den Vereinigten 
Staaten und mit Großbritannien, Ziff, 12 der mit Frank­
reich abgeschlossenen) gesagt ist, muß vielmehr der in



Arto 41 Abs» 11 a, b ZA, Art, VIII Abs» 8 NTS vorgesehe­
ne Weg besehritten, nämlich eine Erörterung auf höherer 
Ebene herbeigeführt und notfalls durch den Bundesfinanz- 
minister die Entscheidung eines Schiedsrichters herbei­
geführt werden, wenn die zuständige Dienststelle der 
Truppe trotz der Gegenvorstellungen des Amtes für Ver­
teidigungslasten auf ihrem Standpunkt bebarrto

Für den Geltungsbereich des Finanzvertrages hat 
der erkennende Senat für die deutschen Gerichte die 
Möglichkeit der Zuerkennung von Schadensersatz für Sta­
tionierungsschäden beim Fehlen einer positiven Beschei­
nigung der Truppe, d.h. einer Bescheinigung, in der an­
erkannt war, daß die schädigende Handlung oder Unter­
lassung bei der Erfüllung dienstlicher Verpflichtungen 
erfolgt sei oder daß der Schaden durch eine Tätigkeit 
der Truppe verursacht worden sei (Arto VIII Abs» 17 
FV; § 3 Anhang B), dann bejaht, wenn die Erklärung des 
Entsendestaates, wie in dem dem Urteil IM FV Nr* 39 
zugrunde liegenden Falle, den deutschen Gerichten die 
weitere Entscheidung überlassen hatte» Das Vorliegen 
dieser Voraussetzung ist in jenem Falle deshalb ange­
nommen worden? well die zuständige amerikanische Dienst­
stelle keine Erklärung darüber abgegeben hatte, ob ei­
ne Tätigkeit ihrer Streitkräfte vorliege» Dagegen hät­
te eine Bescheinigung des Inhalts, daß der Schaden 
Mnicht durch ein Flugzeug ihrer Streitkräfte verur­
sacht sei”, nach der Ansicht des Senats die Gerichte 
ebenso gehindert, der Klage stattzugeben, wie das die 
Bescheinigung der ebenfalls befragten französischen 
Streitkräfte tat, daß der schadenstiftende Vorgang kei­
ne Handlung sei, die in Erfüllung dienstlicher Handlun-
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gen eines Angehörigen ihrer - der französischen - Streit 
kräfte begangen sei, und keine Tätigkeit ihrer Streit- 
kräfte dar&.telle». Im Geltungsbereich des NATO-Truppen­
statuts ist die Rechtslage insoweit nicht anders. Dem 
Umstande, daß die,Erklärung der Streitkräfte nach § 3 
Anhang B zum Finanzvertrag nicht speziell über die in 
Arte. VIII, Abso 8 NTS genannten Fragen, sondern darüber 
abzugeben war, ob eine Handlung oder Unterlassung der 
Streitkräfte im Sinne des Art. VIII Abs * 2 FV vorliege, 
kommt eine entscheidende Bedeutung nicht zu, wie be­
reits ausgeführt ist• Die deutschen Gerichte sind auch 
nicht etwa freier gestellt als sie im Geltungsbereiche 
des Finanzvertrages waren. Während der Senat in dem Ur­
teil LM FV Nr« 39 auf Grund des Art. VIII Abs. 17 FV 
davon ausgeht, daß die Tätigkeit des Gerichts nicht 
vom Vorliegen einer positiven Entscheidung der Streit­
kräfte abhängig gemacht sei - im Gegensatz zu der der 
Behörde, für die § 3 Abs. 2 des Anhangs B zum Finanz­
vertrag dies bestimme -,ist nunmehr sowohl für die 
deutschen Behörden als auch für die Gerichte vorge­
schrieben, daß sie ihre Entscheidung im Einklang mit 
der Bescheinigung oder ggf. mit der Entscheidung des 
Schiedsrichters treffen (Art. 41 Abs. 11 c ZA)«

Danach kann der Klage nicht stattgegeben werden, 
solange die negative Erklärung der amerikanischen 
Dienststelle nicht durch eine positive oder durch ei­
ne positive schiedsrichterliche Entscheidung ersetzt 
ist.

Die vom Berufungsgericht und der Revisionserwi­
derung angestollten Erwägungen vermögen ein anderes Er­
gebnis nicht zu rechtfertigen. Die Erlaut eru ngswer ke,
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auf die das Berufungsgericht sich beruft , sagen nichts 
zu der hier zu beantwortenden Binzelfrage * Von wesent­
licher Bedeutung ist: Bas Pehlen einer positiven Ent­
scheidung hindert den Geschädigten nicht, seine Ansprü­
che durch Klage geltend zu machen» Ergeben sich durch 
die Beweiserhebung des Gerichtes, wie im vorliegenden 
Palle, Anhaltspunkte dafür, daß eine andere Beurteilung 
geboten ist als die von der Truppe zunächst vorgenomme­
ne, dann kann noch auf Veranlassung des Gerichtes auf 
dem in Arte 41 Abs« 11 ZA, Arto VIII Abs* 8 ATS vorge­
sehenen V/ege Abhilfe geschaffen werden <> Bie Gefahr, daß 
ein Geschädigter durch eine inhaltlich unrichtige Erklä-
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seine Ersatzansprüche verliert, ist dadurch praktisch 
auf das Maß herabgesetzt, das auch in sonstigen Scha- 
densersatzprozessen der Kläger trägt, der nicht bewei­
sen kann, daß der Beklagte den Schaden verursacht hat *

Hat aber ein Entsendestaat irrtümlich erklärt, sei 
ne Streitkräfte seien am Schadensereignis unbeteiligt, 
und hält das Gericht das Gegenteil für bewiesen, dann 
sind die in Arto VIII Abs« 8 NTS genannten Fragen noch 
offen und ihre Prüfung ist durch die frühere unrichti­
ge Erklärung des Entsendestaates nicht Sache des Ge­
richtes geworden* Der Entsendestaat hat mit seiner frü­
heren Erklärung nicht auf das Recht verzichtet, sich 
über diese Interna zu äußern, und wenn die in Art* 41 
Abs * 11 a ZA genannten Voraussetzungen eintreten, hat 
er das Recht und die Pflicht, seine Stellungnahme zu 
überprüfen* War erklärt worden, die Truppe sei am Scha­
densereignis nicht beteiligt, und stellt sich z.B» im 
Rechtsstreit heraus, daß der Schaden durch ein Fahrzeug
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der Truppe verursacht wurde, dann ist der Entsendestaat 
nicht gehindert, noch die - die deutschen Gerichte bin­
dende - Bescheinigung zu erteilen, daß das Fahrzeug un­
befugt benutzt worden sei; eine solche Erklärung ist 
sogar dann denkbar9 v/enn das Fahrzeug nicht ermittelt 
werden kann, wenn aber etwa festgestellt wird, daß sich 
kein Fahrzeug befugterweise zur Unfallzeit am Unfall­
ort befinden könnte» Die Bescheinigung, daß das Fahr­
zeug unbefugt benutzt worden sei, könnte die Erledigung 
des Schadensfalles durch eine ex gratia-Zahlung gemäß 
Arto VIII Abs» 7, 6 NTS zur Folge haben* Es ist nicht 
einzusehen, warum die Möglichkeit einer derartigen Re­
gelung entfallen sollte, wenn der Entsendestaat seine 
Truppe zuvor irrtümlich als nicht beteiligt bezeichnet 
’hatteo Die Dinge liegen also, wenn nur ein Entsende­
staat in Betracht kommt, wesentlich anders als in dem 

» Falle, in dem es nach Arto 41 Abs* 11 a ZA ausnahmswei­
se der Bescheinigung nicht bedarf, wenn nämlich Solda­
ten verschiedener Staaten als Schädiger in Betracht kom­
men und nicht festgestellt werden kann, zu welchen Streit­
kräften die Schädiger geboren« In diesen Ausnabmefällen 
und nur in diesen ist es sinnvoll, auf das Erfordernis 
einer Bescheinigung zu verzichten, denn es ist keine 
Stelle da, die eine positive Bescheinigung geben konn­
te » Kommen dagegen nur Angehörige eines Entsendestäa- 
tes als Schädiger in Betracht, dann besteht dieses Hin­
dernis nicht« Weiter ist zu bedenken: Wird festgestellt, 
daß Angehörige bestimmter Streitkräfte beteiligt waren, 
dann werden sich vielfach auch Anhaltspunkte dafür er­
geben, in welcher Weise das der Fall war,und hieraus 
wieder Anhaltspunkte für die Beurteilung der in Art«
VIII Abs« 8 NTS genannten Fragen«
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Nach alledem besteht weder die rechtliche Möglich­
keit noch auch nur ein dringender Grund, dem beteilig­
ten Bntsendestaat die ihm nun einmal eingeräumte Befug­
nis au entziehen, über diese Fragen bindend zu entschei­
den*

IVo
Mit der gegebenen Begründung kann das Berufungs­

urteil daher nicht gehalten werden* Andererseits ver­
bietet die Sachlage auch eine Abweisung der Klage, wie 
keiner näheren Begründung bedarf* Es besteht zwar recht­
lich kein Hindernis, daß das Revisionsgericht die Ein­
leitung des in Art* 41 Abs* 11 ZA vorgesehenen ÜberprU- 
fungsverfahrens veranlaßt und den Rechtsstreit bis zu 
dessen Erledigung aussetzt * Es wäre indes nicht zweck­
mäßig, so zu verfahren* Die Möglichkeit ist nicht aus­
zuschließen, daß eine neue Erklärung der amerikanischen 
Streitkräfte zusätzliche tatsächliche Feststellungen 
erforderlich macht*
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Das Berufungsurteil muß daher aufgehoben und die 
Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung, 
auch Über die Kosten der Revision, an das Berufungs­
gericht zurückverwiesen werden«

Dr o Pagendarm ; Dr« Kreft Dr* Arndt

Bundesrichter Keßler
Gähtgens ist
beurlaubt undortsabwesend;
er ist an der
Leistung der
Unterschrlft
verhindert«
Dr«, Pagendarm
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